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1)	die	vom	Strukturwandel	zur	Klimaverträglichkeit	
betroffenen	Menschen	(z.	B.	in	Kohleregionen),
(2)	die	Rechtsansprüche	der	vom	Klimawandel	
geschädigten	Menschen
(3)	die	würdevolle	Migration	von	Menschen,	die	
ihre	Heimat	durch	den	Klimawandel	verlieren	
(4)	die	Schaffung	von	Finanzierungsinstrumenten	
für	eine	zeit–gerechte Transformation.	



„Zeit-Gerechtigkeit“

=	Verbindung	der	rechtzeitigen	Dekarbonisierungmit	gerechten
Lösungen	für	die	betroffenen	Menschen	
„wir	jetzt“	+	„die	anderswo“	+		„die	nach	uns“

Forschungsbereiche:
<<Migration	+	Rechtsradikalismus	+	Klimawandel>>



(Chronologisch-lineare	Kodierung	à Qualitativ-zyklische	Kodierung)
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Lebensbedingungen vieler Millionen Menschen ent-
scheidend prägen (IPCC, 2014). 

Alleine das Schmelzen des antarktischen Eisschilds 
könnte bis zum Jahr 2100 über 1 m und bis 2500 über 
15  m zum Meeresspiegelanstieg beitragen (DeConto 
und Pollard, 2016). Die höchsten Werte sind für die 
Tropen zu erwarten, wo unter einem Business-as-usual-
Szenario ein Großteil der Atolle durch zunehmende 
Überflutungen bereits bis Mitte des 21. Jahrhunderts 
unbewohnbar sein könnte (Storlazzi et al., 2018). 
Schutzmaßnahmen sollten in Anbetracht der hohen 
Unsicherheiten die höchsten aktuellen Projektionen 
berücksichtigen. Hohe kurzfristige Kosten wären 
hierbei gerechtfertigt, denn „diese Schätzungen zu 
ignorieren könnte verheerend sein“ (Oppenheimer 
und Alley, 2016). Neben den Kosten ist auch die Zeit 
von entscheidender Bedeutung: Für jede Verschiebung 
des Scheitelpunkts globaler Emissionen um fünf Jahre 
könnte der Meeresspiegel bis 2300 um weitere 20 cm 
steigen (Mengel et al., 2018). 

Solche Extreme und Veränderungen, auch der 
Niederschlags- und Vegetationsmuster, verursachen 
nicht nur erhebliche volkswirtschaftliche Schäden 
(Stern, 2006), sondern stellen viele Menschen vor große 

Herausforderungen durch Anpassungsdruck, Verluste 
und Schäden. Sie beinträchtigen die Nahrungsmittel-
produktion, die Gesundheit und die Arbeitsverhältnisse 
zahlreicher Menschen (IPCC, 2014). Diese Zusammen-
hänge zwischen einzelnen Verlusten und Schäden und 
dem Klimawandel nachzuvollziehen, stellt die Wissen-
schaft vor eine neue Herausforderung (Kasten 4). 

Ungeachtet der Nachweisbarkeit kausaler Zusammen-
hänge können sich die Lebensbedingungen in einzelnen 
Regionen derart verschlechtern, dass sich Menschen 
gezwungen sehen, ihre Heimat zu verlassen (Vinke 
et al., 2017). Obwohl allein schon die Definition einer 
Migrationsentscheidung aufgrund des Klimawandels 
schwierig ist und deshalb auch die Zahlen in der Literatur 
stark voneinander abweichen (Adger et al., 2014), soll 
hier beispielhaft eine Abschätzung der Weltbank zu 
Binnenmigration genannt werden: Bis zum Jahr 2050 
könnten in Afrika südlich der Sahara, Südasien und 
Lateinamerika mehr als 143 Mio. Menschen klimabedingt 
zum Aufbruch gezwungen werden (Rigaud et al., 2018).

Es wird also deutlich, dass eine schnelle, welt-
weite Dekarbonisierung notwendig ist, wie sie etwa 
von Rockström et al. (2017) anhand einer Halbierung 
der Emissionen in jeder aufeinanderfolgenden Dekade 

Abbildung 1
Zusammenhang zwischen dem Scheitelpunkt der globalen CO2-Emissionen und der notwendigen 
Transformations geschwindigkeit. Das Ausmaß des Klimawandels hängt von den kumulierten CO2-Emissionen 
ab. Je später also der Höchststand der Emissionen überschritten wird, desto schneller müssen die Emissionen 
anschließend sinken, um ein bestimmtes Klimaziel zu erreichen. Für die Begrenzung des Klimawandels auf  
1,5–2  °C wird hier am Beispiel eines mittleren Emissionsbudgets von 600 Gt CO2 gezeigt, wie sich eine 
Verschiebung des Scheitelpunkts auf die erforderliche Transformationsgeschwindigkeit auswirkt. Ein größeres 
Budget von 800 Gt CO2 würde den Zeitraum, bis die Emissionen auf Null sinken müssen, um etwa 10 Jahre 
verlängern, geht aber mit einem höheren Risiko einher, die Klimaziele zu verfehlen. 
Quelle: nach Figueres et al., 2017; *Daten des Global Carbon Project

2016 Scheitelpunkt (bester Fall)

Historische Emissionen*
600 Gt Budget

800 Gt Budget
2020 Scheitelpunkt 

2020
2025

0

10

20

CO
2-E

m
iss

io
ne

n 
[G

t C
O

2 p
ro

 J
ah

r]

30

40

50

1990 2000 2010 2020 2030 2040 2050 
Jahr

2016
20252020Scheitelpunkt im Jahr

9

Politikpapier Nr. 9 Klimapolitik August 2018 Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung  
Globale Umweltveränderungen

skizziert wurde (Abb. 2). Zudem müssen auch die bereits 
eintretenden klimawandelbedingten Schäden und Ver-
luste berücksichtigt werden. Beide Aspekte berühren 
das Wohlergehen und die Würde von Milliarden von 
Menschen. Diese betroffenen Personen gilt es in ihrer 
Handlungsfähigkeit zu stärken, um selbstbestimmt und 
zeit–gerecht mit den klimatischen Bedrohungen und 
strukturellen Veränderungen umgehen zu können.

Abbildung 2
Klimaschutzfahrplan für eine stufenweise dekadische Dekarbonisierung. Gezeigt ist ein exemplarischer 
Emissionsverlauf, der u.  a. durch einen weitgehenden Kohleausstieg bis 2030 und eine vollständige Umstellung 
des Energiesystems auf erneuerbare Energien bis 2050 erreicht werden könnte (WBGU, 2016a). Die blauen 
Kästen kennzeichnen dekadische Schritte bis jeweils 2020, 2030, 2040 und 2050, die zu einer Dekarbonisierung 
bis Mitte des Jahrhunderts führen sollen. Die Schritte sind in WBGU (2016a) erläutert.
Quelle: WBGU, 2016a
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Nümann ZAR	2015,	165	

• Eine	einheitliche	und	umfassende	Lösungzum	Schutz	von	„Klimaflüchtlingen“	besteht	im	
Internationalen	Flüchtlingsrecht nicht.	Das	Phänomen ist	weder	klar	umrissen,	noch	können die	
bestehenden	Instrumente	zum	Schutz	von	Flüchtlingen derart	interpretiert	werden,	dass	sie	
Umweltveränderungen als	Auswirkungen	des	anthropogenen	Klimawandels	erfassen.	..

• Dennoch	bedeutet	dies	nicht,	dass	ein	flüchtlingsrechtlicher Schutz	im	Zusammenhang	mit	
umweltbedingten	Ursachen	für die	Abwanderung	generell	ausgeschlossen	ist.	Vielmehr	ist	genau	
zu	identifizieren,	welche	Personen	im	Mittelpunkt	der	Diskussion	stehen,	da	sie	nur	teilweise	vom	
bestehenden	Schutz	erfasst	werden.	Die	im	Fokus	der	öffentlichenWahrnehmung	stehenden	
Personen,	die	wegen	Umweltveränderungenunmittelbar	oder	wegen	des	zum	Klimawandel	
beitragenden	Verhaltens	ihre	Heimat	verlassen	müssen,	werden	derzeit	nicht	als	Flüchtlinge
erfasst...

• Diese	bestehenden	Schutzlücken gilt	es	zu	schließen.	Die	Entwicklung	des	Flüchtlingsrechts zeigt,	
dass	die	vertraglichen	Regelungen	immer	in	Reaktion	auf	die	besonderen	Situationen	ihrer	Zeit	
und	die	jeweiligen	Bedürfnisse verabschiedet	und	dabei	immer	mehr	erweitert	wurden.	Die	
Erkenntnisse	über den	Klimawandel	und	seine	Auswirkungen	sowie	die	Erfahrungen	mit	den	
Umweltveränderungen und	den	davon	betroffenen	Personen	begründen die	Notwendigkeit	auch	
vertragsrechtlich	darauf	zu	reagieren	





Klimabedingte	Migration

- 2008	bis	2016	mussten	insgesamt	ca.-228	Mio.	Menschen	aufgrund	von	klima- und	
wetterbezogenen	Katastrophen	(nicht	durch	tektonisch	verursachte	Ereignisse	wie	
Erdbeben,	Tsunamis	oder	Vulkanausbrüche	bedingt	)	ihren	angestammten	Wohnort	
temporär	oder	dauerhaft	verlassen,	das	entspricht	durchschnittlich	etwa	22,3	Mio.	
Menschen	pro	Jahr.	

- Global	2016	ca.	24,2	Mio.	Menschen	wegen	plötzlich	einsetzender	Extremereignisse	
(Überflutungen,	Stürme,	Busch- und	Waldbrände)	als	Binnenvertriebene	auf	der	Flucht	
(IDMC	und	NRC,	2017).

- Schätzungen	für	globale	umweltbedingte	Migration	bis	zum	Jahr	2050,	die	von	25	Mio.	
bis	zu	1	Mrd.	betroffenen	Personen	reicht	(Ionesco	et	al.,	2017).	Ca.	80%	der	weltweiten	
Migration	verläuft	nicht	grenzüberschrei-tend,	sondern	innerhalb	von	Ländern	(Adger et	
al.,	2014).

- Plus	Migrationsauswirkungen	schleichender	Veränderungen	(z.B.	Landdegradation,	
Grundwasserversalzung,	Dürre).	Weltbank:	bis	zum	Jahr	2050	werden	143	Mio.	
Menschen	in	Afrika	südlich	der	Sahara,	Südasien	und	Lateinamerika	durch	Klimafolgen	
innerhalb	ihrer	Länder	vertrieben





UN:	Agenda	2030	für nachhaltige	Entwicklung	(2030- Agenda)	
Ziel	13:	»Widerstandskraft	und	die	Anpassungsfähigkeit gegenub̈er klimabedingten	Gefahren	und	
Naturkatastrophen	in	allen	Ländern stärken«	UN-Human	Rights Council	– MRR,	2017

Soft	law

NRO
Internal	Displacement Monitoring	 Nansen-Initiative	 (CH,	N)2012/15
Centre (IDMC) Platform on	Disaster Management



Verursacherprinzip
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der Klimapass auch Bewohner*innen anderer Staaten, 
welche existenziell durch Klimaveränderungen bedroht 
sind, und insbesondere der großen Zahl an Binnenver-
triebenen eine würdevolle und sichere Migrationsoption 
ermöglichen. 

Dies untergräbt keinesfalls die dringende Not-
wendigkeit von Klimaschutzmaßnahmen oder die 
Souveränität der Inselstaaten, denn der Klimapass soll 
nicht anstelle von, sondern begleitend mit Klimaschutz- 
und physischen Anpassungsmaßnahmen etabliert 
und finanziert werden. Betroffene Individuen sollten 
durch sichere und frühe Migrationsoptionen freier ent-
scheiden können, ob und wann sie migrieren möchten. 
Die Entscheidung zur Migration wäre damit nicht plötz-
lich erzwungen oder alternativlos, sondern im besten 
Fall eine von mehreren Anpassungsmöglichkeiten. 
Der WBGU empfiehlt, mit Hilfe einer wissenschaft-
lichen Kommission und unter Einbezug der Expertise 
des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) 
einzelne Inselstaaten(gruppen) zu identifizieren, welche 
objektiv besonders vom potenziellen Verlust des Staats-
gebiets betroffen sind. Deren Bewohner hätten somit 
ohne komplexe, individuelle Prüfung Anrecht auf einen 
Klimapass. 

Zwischen den Vertragsparteien des Protokolls 
sollten zusätzlich gezielte Maßnahmen für den Zeit-
raum vor und nach der individuellen Migrationsent-
scheidung getroffen werden, um sicherzustellen, dass 
vor allem vulnerable Migrant*innen nicht auch in den 
Aufnahmeländern ein prekäres Dasein fristen müssen 
(Adger et al., 2014). Richtlinien sollten hierbei auch 

nicht-ökonomische Verluste, wie kulturelle und soziale 
Disruption, anerkennen und adressieren (Serdeczny, 
2017).

Um die Regelung klimabedingter Migration gerecht 
zu gestalten, betont der WBGU die zentrale Rolle des 
Verursacherprinzips (Prinzip 16 Rio-Erklärung; WBGU, 
2008, 2009). Es sollte die Grundlage für die Ent-
scheidung sein, welche Nationen sich zur Aufnahme 
von Personen mit Klimapass verpflichten. Länder 
mit großem Beitrag zum Klimawandel sollten den 
existenziell Leidtragenden Wege und Rechte für eine 
würdevolle Zukunft eröffnen. Sie tragen eine erheb-
liche Verantwortung für die Migrationsursachen der 
Betroffenen und sollten sich bevorzugt verpflichten, 
den Inhaber*innen des Klimapasses Einreiseoptionen 
zu gewährleisten. Sollten Staaten die Ansicht vertreten, 
dass die Aufnahme von klimabedingten Migranten 
eine zu hohe Belastung darstellt, steigt zudem der 
Anreiz, ihre Ambitionen zur Emissionsminderung zu 
erhöhen und somit die Flucht- und Migrationsursachen 
langfristig selbst zu bekämpfen.

Eine pragmatische Regelung zur Identifikation von 
Aufnahmeländern könnte sowohl historisch kumulierte 
Emissionen berücksichtigen, als auch die derzeitigen 
Pro-Kopf-Emissionen. Infrage kommen somit beispiels-
weise die zehn Länder bzw. Ländergruppen mit dem 
höchsten absoluten Anteil kumulativer CO2-Emissionen 
(Abb. 3), sowie die 15 Länder bzw. Ländergruppen mit 
den höchsten derzeitigen Pro-Kopf-Emissionen in ihrem 
Staatsgebiet (Tab. 1). Diese simple Identifizierungs-
strategie kann mit anderen Kategorien verknüpft 

Abbildung 3
Die zehn Staaten bzw. Staatengruppen mit dem höchsten Anteil an den globalen kumulativen CO2-Emissionen 
(1850–2011). Sie tragen besondere Verantwortung für den Klimawandel und damit für den Heimatverlust 
klimabedingter Migrant*innen.
Quelle: WRI, 2014
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Ferris/Bergmann,	Journal	of Human	Rights and the
Environment,	Vol.	8	No.	1,	March	2017,	pp.	6–29	
It seems clear that the developmentof normative	frameworks to protect
those displaced because of the effects of climate change will	have to use
both available soft	and hard law avenues to the best extent possible.	Yet
given the significant challenges of collective action on	the issue,	protection
gaps will	probably persist.	It is also	evident	that norms by themselves will	not	
be enough.	National	and international	civil society efforts will	be vital	to
create a	bottom-up demand for change,	to hold	governments accountable,	
to provide innovative	solutions and expertise on	the issue,	to further the
translation of norms,	initiatives	and values into binding national	law,	and to
contribute to new shared understanding and legitimacy for protection issues.	
Beyond all	normative	efforts,	the international	communitymust	also	take
practical action to radically take the edge off	cli- mate change,	preventing the
most adverse effects as long as it is still	possible.	The	cost of inaction will	
certainly be higher than stringent	climate mitigationmeasures.	As	the
Nansen	Initiative	argues,	‘[p]eople forced to move is a	powerful	reminder
that urgent	action is needed to reduce climate change’.	





Transformativer	Staatsfonds

- langfristiger	Anlagehorizont,	hohe	Risiken,	große	Volumen	
- Kriterien:	negativ	(z.B.	Ausschluss	von	Unternehmen,	deren	Haupteinkünfte	
aus	fossilen	Brennstoffen	stammen,	aus	Fracking,	etc.),	normbasiertes	
Screening	(z.B.	Einhaltung	des	Global	Compact)	positive	(z.B.	
Energieeffizienz	oder	nachhaltige	Baustoffe,	Reduktion	des	CO2-
Fußabdrucks	um	x%)	

- Finanzierung:	Kombination	aus	erweiterter	CO2-Bepreisung	(Anteil	CO2-
Steuer	oder	Emissionshandel)	und	Nachlasssteuer	(25%	für	Nachlässe	über	
>500.000	€)

- Parlamentarische	Kontrolle	und	Logistik	(Geschäftsstelle,	Beirat	etc.)
- Internationalisierung	(EU,	G	20)
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gibt es derzeit 80 Staatsfonds, die ein Finanzvolumen 
von etwa 7.900 Mrd. US-$ verwalten (SWFI, 2018). 
Sie verfolgen unterschiedliche makroökonomische 
und finanzielle Zielsetzungen. Die Finanzierung und 
Gestaltung eines klimagerechten Strukturwandels zählt 
bislang jedoch nur sehr eingeschränkt dazu (Kasten 7). 
Aktuellen Schätzungen zufolge entfällt weniger als 1 % 
des gesamten Investitionsvolumens von Staatsfonds auf 
grüne Anlagen (UNEP, 2018).

Um den verschiedenen Finanzierungsanforderungen 
einer zeit–gerechten Transformation gerecht zu werden, 
rät der WBGU, nationale, d. h. länderspezifische Trans-
formationsfonds einzurichten. Bestehende Staats fonds 
sollten wesentlich stärker als bislang in den Dienst 
der Finanzierung und sozialpolitischen Flankierung 
der Dekarbonisierung gestellt werden, wie es in einem 
ersten Schritt von der One Planet Sovereign Wealth Fund 
Working Group bereits angedacht wurde (Kasten 7). 
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Vorschlag des WBGU: TransformationsfondsStatus Quo: Staatsfonds

Abbildung 4
Vorschlag des WBGU zur Einrichtung von Transformationsfonds (rechts) zur Finanzierung und Umsetzung einer 
zeit–gerechten Transformation. Die Transformationsfonds sollten sich im Aufbau, in ihrer Anlagestrategie sowie 
bei der Verwendung der erzielten Gewinne an den Erfordernissen einer Transformation zur Nachhaltigkeit 
orientieren. Das Volumen der Transformationsfonds sollte durch eine THG-Bepreisung aufgebaut 
werden, ergänzt durch Einnahmen aus einer reformierten Erbschaft- bzw. Nachlasssteuer. Zudem sollten 
leistungsfähige Länder einen Teil der Einnahmen aus der THG-Bepreisung in eine Fazilität einspeisen, auf die 
Länder ohne ausreichende Kapazitäten beim Aufbau eigener Fonds sowie zur Bewältigung der strukturellen 
Anpassungsprozesse zurückgreifen können. Ergänzt werden könnten die internationalen Einnahmen durch eine 
Bepreisung der Emissionen des internationalen Flug- und Seeverkehrs. Die Transformationsfonds sollten eine 
Anlagestrategie im Einklang mit den SDGs und dem Übereinkommen von Paris verfolgen und könnten in Bezug 
auf die Neuausrichtung von Finanzmittelflüssen somit auch ein Vorbild für bereits existierende Staatsfonds 
(links) sein. Um Legitimation für Dekarbonisierung zu erzeugen und der Debatte einer Just Transition gerecht 
zu werden, sollten die Rückflüsse aus den Investitionen der Transformationsfonds insbesondere zur sozial- und 
strukturpolitischen Flankierung der Transformation verwendet werden.
Quelle: WBGU
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Fragen

Gibt es viele nachhaltige Unternehmen, die keine ausreichende 
Finanzierung haben? Oder ausreichend Kapital, aber nicht genügend 
Investitionsmöglichkeiten?

Komplementarität mit privaten Investitionen? (Überhandnehmen der 
Marktlogik, Finanzialisierung von Nachhaltigkeit?)


